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BLICK ZURÜCK

«Das Goetheanum steht in hellen Flammen!»
In der Silvesternacht 1922 brannte das Zentrum von Rudolf Steiners anthroposophischer Bewegung nieder – der Fall ist bis heute ungeklärt

PETER BOLLAG

AnHeiligabend 1922 stirbt inArlesheim
im Alter von 84 Jahren Emil Frey, der
bis heute einzige Baselbieter Bundesrat.
Hätte Frey noch eine Woche länger ge-
lebt, dann hätte wohl auch er vor seinen
Fenstern Feuerschein gesehen: In der
Silvesternacht geht nämlich im benach-
barten Dornach das Gebäude des Goe-
theanums in Flammen auf – der Sitz der
Anthroposophischen Gesellschaft von
Rudolf Steiner.

In jener letzten Nacht des Jahres ist
es ruhig im Goetheanum, einem mar-
kanten Holzbau, der unter der künst-
lerischen Leitung von Steiner geschaf-
fen wurde. Um 22 Uhr bemerkt einer
der beiden Wächter, die noch im Ge-
bäude sind, in einem Saal eine Rauch-
entwicklung, kann aber vorerst kein
Feuer ausmachen. Auch ein Stockwerk
tiefer, wohin derWächter anschliessend
eilt, brennt es nicht. Doch wo kommt
der Rauch her? Schliesslich schlägt er
ein Stück der Wand ein und macht eine
schlimme Entdeckung:Es brennt dahin-
ter, und das Feuer hat sich bereits stark
ausgebreitet.

Unverzüglich wird Rudolf Steiner
benachrichtigt, der Begründer und
Vordenker der anthroposophischen
Bewegung, der schon seit einiger Zeit
in Dornach wohnt. Er stellt sofort
unter seiner Anhängerschaft einen
Löschtrupp zusammen, der zum Goe-
theanum ausrückt.

Schauerliches Schauspiel

Im nahen Basel wird der Grossbrand
schnell bemerkt. Die «National-
Zeitung» berichtet über die Silves-
ternacht: «Strassen und Plätze schall-
ten wider von den frohen Rufen der
Menge. Da begann sich plötzlich der
Himmel zu röten. Immer mächtiger
trat der rote Schein am Himmel her-
vor, bis die ganze Stadt mit den Silhou-
etten ihrer Dächer und Türme schwarz
vor blutrotemHintergrunde stand.Das
ist kein Feuerwerk. Das ist ein Brand,
ging es von Mund zu Mund, und bald
wussten es die Ersten: Es brennt in
Dornach! Das Goetheanum steht in
hellen Flammen!»

In den Nachbargemeinden Dor-
nachs läuten die Sturmglocken, und
inzwischen hat sich auch die Basler
Feuerwehr auf den Weg gemacht. Die
sechs Männer kommen allerdings viel
zu spät beim brennenden Goetheanum
an. Die Gründe dafür sind bis heute

unklar, möglicherweise ist das Feuer-
wehrauto im Dezember-Schlamm ste-
ckengeblieben.

So frisst das Feuer immer weiter,
bis schliesslich in einem schauerlichen
Schauspiel die beiden Kuppeln des Baus
in sich zusammenstürzen.Weil daraufhin
ein regelrechter Funkenregen entsteht,
haben die Feuerwehrleute alle Hände
voll zu tun, eine weitere Ausbreitung
des Brandes zu verhindern. Der Holz-
bau von Rudolf Steiner ist nicht mehr
zu retten. Eine grosse Menschenmenge
wird Zeuge dieses Vorganges, und als es
am ersten Januartag 1923 hell wird, ver-
sammeln sich neue Schaulustige vor der
Brandruine.

Besonders schlimm ist der Anblick
für Rudolf Steiner, der miterleben
musste, wie sich über Nacht das Goe-
theanum und damit auch ein wichtiger
Teil seiner Geschichte buchstäblich in
Rauch aufgelöst hat: eine Geschichte,
die damit beginnt, dass Steiner 1913 in
München ein Zentrum der Anthropo-
sophie errichten möchte. Das bayrische
Staatsministerium lehnt aber einen sol-

chen Bau ab, vor allem «aufgrund schön-
heitlicher» Standpunkte, wie es als Er-
klärung schreibt.

In Dornach, wo in jenen Jahren
schon zahlreiche Anhänger der anthro-
posophischen Lehre wohnen, sind der
aus Österreich stammende Steiner und
seine Bewegung hingegen willkom-
men, nicht zuletzt bei den Behörden.
Der Kanton Solothurn, zu dem Dor-
nach gehört, kennt zudem noch kein
Baugesetz, eine Abfuhr wie in Mün-
chen ist also kaum zu erwarten. So ent-
schliesst sich Rudolf Steiner, hier seinen
grossen Bau als Zentrum seiner Lehre
zu errichten. Eine weitere Rolle dabei
spielt vermutlich, dass die Eremitage
von Arlesheim, ein historischer Land-
schaftsgarten, nahe ist, also die von Stei-
ner angestrebte Einheit von Bau und
Natur gegeben ist.

Noch im Jahr 1913 wird der Grund-
stein gelegt. Der einige Monate spä-
ter ausbrechende Erste Weltkrieg ver-
zögert die Bauarbeiten dann zwar,
bringt sie aber nicht komplett zum Still-
stand. Nicht zuletzt, weil Rudolf Stei-

ner ein grosser Goethe-Verehrer ist, er-
hält der Kuppelbau bei der feierlichen
Einweihung am 26. September 1920 den
Namen «Goetheanum». In diesem Zen-
trum derAnthroposophie werden fortan
Tagungen und Kurse abgehalten, aber es
wird auch Theater gespielt.

Kritik an «gottloser» Bewegung

Wie ist es zur Brandkatastrophe von
Dornach gekommen? Der Neujahrs-
morgen 1923 ist noch jung, da zirkulie-
ren bereits zahllose Gerüchte über die
mögliche Ursache. Das Wort «Brand-
stiftung» geht vielen Menschen leicht
von den Lippen, und dafür gibt es auch
einen Grund: Die Repräsentanten der
Anthroposophie mögen zwar in Dor-
nach für ihren Hauptsitz günstigere
Bedingungen vorgefunden haben als
anderswo im deutschsprachigen Raum,
doch auf reine Zustimmung sind sie
auch hier nicht gestossen. Nicht zu-
letzt der katholische Pfarrer von Arles-
heim, Max Kully, hat seit Jahren von
der Kanzel herab gegen die seiner Mei-

nung nach «gottlose» Bewegung gepre-
digt und mit einem Gesuch an die Solo-
thurner Regierung versucht, den Bau
zu verhindern. Neben den Gegnern der
anthroposophischen Bewegung gibt es
auch kritische Stimmen, die mit dem
eigenwilligen Baustil nichts anfangen
können. So beschreibt etwa die NZZ
das Goetheanum bei der Eröffnung
«als ein groteskes, völlig unkünstleri-
sches Gebilde», das «naturwidrig wirkt
und die Landschaft verletzt».

Die Ermittlungen wegen Brandstif-
tung konzentrieren sich dann aber bald
auf den Arlesheimer Uhrmacher Jakob
Ott, der sich erst kürzlich den Anthro-
posophen angeschlossen hatte und von
diesen verdächtigt wird. Ott wird seit

der Brandnacht vermisst. Und er bleibt
verschwunden. Eine Untersuchung von
2007 geht davon aus, dass er bei den
Löscharbeiten als Helfer ums Leben
gekommen ist. Die Brandursache bleibt
ungeklärt.

Rudolf Steiner lässt sich vom grossen
Verlust nicht unterkriegen. Er beziffert
den Schaden auf rund zehn Millionen
Franken, beschliesst aber bald, dass an
der gleichen Stelle ein neues Goethea-
num entstehen soll. In der Anthropo-
sophie-Wochenschrift «Das Goethea-
num» veröffentlicht er schon im März
1923 seine Pläne. Diesmal wird es kein
Holz-, sondern ein Betonbau.

Die Eröffnung des zweiten Goe-
theanums 1928 wird Rudolf Steiner
allerdings nicht mehr erleben: Er stirbt
am 30.März 1925 imAlter von 64 Jah-
ren, wenige Monate nach Baubeginn.
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Das Christkind fährt Diesel
Die Post hinkt bei der Elektrifizierung ihrer Fahrzeugflotte der Konkurrenz hinterher

DAVID VONPLON

Spätestens seit der Corona-Pandemie
tun wir uns schwer, uns in überfüll-
ten Warenhäusern mit Geschenken für
unsere Liebsten einzudecken.Viel lieber
machen wir es uns auf dem Sofa oder
am Küchentisch bequem und machen
von dort aus Jagd auf die Präsente. Ein
paar Klicks genügen, und schon werden
dieWaren geliefert, die dann unter dem
Tannenbaum landen.

Bis 2030 klimaneutral

Wie sehr der Online-Einkauf zum
Volkssport geworden ist, zeigt sich
besonders in der Weihnachtszeit:
Die Präsenz der Lieferwagen der
Paketzusteller ist dann auf den Stras-
sen noch grösser als sonst.Auffällig ist,
dass die Post auf vier Rädern nach wie
vor zum allergrössten Teil mit Diesel
unterwegs ist.

Das lässt sich auch an Zahlen fest-
machen: Eine Auswertung der Liefer-
wagen-Flotten der drei grössten Paket-
zusteller zeigt, dass nur einer von zehn

Lieferwagen alternativ angetrieben
wird. Dabei will das Festhalten an den
Dieseltransportern so gar nicht zumBild
passen, das die Paketzusteller in ihren
Hochglanzprospekten und in der Wer-
bung von sich zeichnen.

Gerade die Post scheut weder Auf-
wand noch Mühen, sich in der Eigen-
werbung als der Branchenprimus in
Sachen Nachhaltigkeit zu präsentieren.
«Wir legen grossen Wert auf den Um-
welt- und Klimaschutz und tun viel,
um unseren ökologischen Fussabdruck
zu verkleinern», rühmte sie sich kürz-
lich in der Öffentlichkeit. Deshalb habe
man die eigenen Klima- und Energie-
ziele um 10 Jahre beschleunigt: Bis 2030
stelle die Post alle Briefe und Pakete in
der gesamten Schweiz klimaneutral mit
alternativ angetriebenen Fahrzeugen zu.
Und: «Mit rund 6400 Elektrofahrzeugen
hat die Post die grösste Elektroflotte der
Schweiz.»

Doch stimmt das wirklich? Bei ge-
nauem Hinsehen zeigt sich: Das Unter-
nehmen, das die grösste Fahrzeugflotte
im Land betreibt und ein Prozent der
CO2-Emissionen verursacht, ist bei wei-

tem nicht so grün, wie es sich gerne dar-
stellt. Denn den allergrössten Teil der
Elektroflotte machen nicht etwa Elek-
troautos aus, sondern dreirädrige Roller,
mit denen die Postboten auf den Kurz-
strecken unterwegs sind. Vierrädrige
Elektrofahrzeuge waren Ende Novem-
ber gerade einmal 395 unterwegs. Bei
einer Flotte von über 4800 Lieferwagen
entspricht dies einem bescheidenenAn-
teil von acht Prozent.

Auch bei den direkten Mitbewer-
bern der Post ist derAnteil Elektrofahr-
zeuge an der gesamten Flotte an Liefer-
wagen klein. Doch stehen sie in Sachen
Elektrifizierung immer noch besser
da als der Bundesbetrieb. Bei DPD
Schweiz etwa sind hierzulande 14 Pro-
zent der 800 Zustellfahrzeuge elektrisch
angetrieben, bei DHL Express Schweiz
immerhin 13 Prozent.

Wie wenig die Post bei der Elektro-
mobilität vom Fleck kommt, zeigt sich
auch daran, dass sie auch im laufenden
Jahr zum allergrössten Teil Dieselfahr-
zeuge angeschafft hat.Von der Gesamt-
zahl der 659 Fahrzeuge, die neu in die
Flotte aufgenommen wurden, hatten

510 einen Diesel- und 42 einen Benzin-
antrieb. Diesen total 552 Verbrennern
standen lediglich 107 neu angeschaffte
Elektrolieferwagen gegenüber.

Auch bei den Neuanschaffungen
liegt die Post damit gegenüber ande-
ren Konkurrenten im Hintertreffen:
DPD, hierzulande die Nummer 2 bei
den Paketzustellern, hat in diesem Jahr
deutlich mehr Lieferwagen mit E-An-
trieb gekauft als Dieselfahrzeuge. Und
auch bei DHL ist der Anteil neu ein-
gekaufter Elektrofahrzeuge höher als
beim gelben Riesen.

Lieferengpässe bei Herstellern

Gemäss der Post sind für den Krebs-
gang bei der Elektroflotte in erster Linie
Lieferengpässe verantwortlich. «Bei
der Umstellung auf E-Fahrzeuge sind
wir stark von Lieferanten abhängig»,
sagt die Konzernsprecherin Jacqueline
Bühlmann. Die Post habe bereits Ende
2021 und im Jahr 2022 über 300 Elek-
tro-Lieferwagen bei unterschiedlichen
Anbietern bestellt. Bis heute habe die
Post aufgrund von Lieferschwierigkei-

ten erst einen Bruchteil der bestellten
Lieferwagen in Betrieb nehmen kön-
nen.Dazu kommt, dass die Post auch bei
der Schaffung der Ladeinfrastruktur im
Hintertreffen ist. «Wir müssen diese erst
noch aufbauen», sagt Bühlmann. Auch
hier gebe es Lieferverzögerungen bei
den Herstellern.

Dass es auch anders geht, wenn
der nötige Wille und Innovationsgeist
in einem Unternehmen vorhanden
ist, macht derweil der Ostschweizer
Paketlieferant Quickpack vor. Sämt-
liche 290 Fahrzeuge des privaten Post-
konkurrenten laufen schon seit zwei
Jahren mit einem umweltfreundlichen
Elektromotor.

Die Ermittlungen
wegen Brandstiftung
konzentrieren sich
auf den Arlesheimer
Uhrmacher Jakob Ott.
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Fakten und Mythen zur Maturitätsreform
Gymnasiasten sollen besser auf das Hochschulstudium vorbereitet werden – die Kritik an den Neuerungen ist übertrieben

FRANZ EBERLE

Im Herbst ist die Vernehmlassung zum
revidierten Maturitätsanerkennungs-
reglement der EDK bzw. der gleich-
lautenden Maturitätsanerkennungsver-
ordnung des Bundes (MAR/MAV) ab-
gelaufen. In den Stellungnahmen fin-
det sich nicht nur Zustimmung, sondern
auch Kritik. Die bisherige Medien-
berichterstattung ist vor allem auf die
Kritik eingegangen, die aber teilweise
sachlich verzerrt ist. Im Folgenden wer-
den ausgewählte Punkte aufgenommen
und zurechtgerückt.

Neue Grundlagenfächer

In mehreren Stellungnahmen wird eine
angebliche Erhöhung der zu besuchen-
den Fächer und die Gefahr von Stun-
denkürzungen bei den bereits bestehen-
den Fächern moniert. In Wahrheit ent-
hält dieVernehmlassungsvorlage MAR/
MAV kein neues Fach, das zwingend zu
den bisherigen dazukäme. Die neu als
Grundlagenfächer aufgeführten Fächer
Informatik sowie Wirtschaft und Recht
sind bereits jetzt obligatorisch.Einzig ihr
bisher zweitrangiger Status als Fächer
ohne Maturitätsnote soll demjenigen
der anderen Fächer angeglichen werden.

Wer daraus die Notwendigkeit von
Stundenzahlkürzungen bei anderen Fä-
chern ableitet, geht offenbar von einer
bestehenden Unterdotierung der zwei
«neu-alten» Fächer aus. Das ist in der Tat
in jenen Kantonen der Fall, die bei der
Einführung von Wirtschaft und Recht
1995 und Informatik 2017 ihre Hausauf-
gaben nicht gemacht und beispielsweise
dem FachWirtschaft und Recht nur eine
oder zwei Jahreswochenstunden zuge-
teilt haben. Das bliebe auch ohne Status-
änderung ein unbefriedigender Zustand.
Denn für die resultierenden Bildungsdefi-
zite solcher Unterdotationen in zwei zu-
nehmend bedeutungsvolleren Lernberei-
chen liegen schon längst eindeutige For-
schungsergebnisse vor, die aber bisher bil-
dungspolitisch kaum beachtet wurden.

Verhindernmöchten die längst fällige
Statusangleichung ausgerechnet meist
solche Akteure, die der vorliegenden
Vernehmlassungsvorlage die Stärkung
der Zukunftsfähigkeit der gymnasialen
Ausbildung absprechen. Die wenigen
Kantone mit bereits jetzt ausreichenden
Stundendotationen für diese zwei Fächer
belegen zudem die Umsetzbarkeit.

Zu hohe Zahl an Fächern

Einige Akteure bewerten auch die bis-
herige Fächerzahl als zu hoch. Die Kri-
tik an der Fächerbreite betrifft in der
Tat eine grundsätzliche Herausforde-
rung des Schweizer Gymnasiums.Einer-
seits ist es unbestritten, dass es für das
duale Ziel des Gymnasiums der allge-
meinen Studierfähigkeit und der Vor-
bereitung auf die verantwortungsvolle

Übernahme anspruchsvoller Aufgaben
in der Gesellschaft, also der vertieften
Gesellschaftsreife, eine breitgefächerte
Bildung braucht. Dafür gibt es ausrei-
chende wissenschaftliche Belege.

Ohne sie wäre auch der prüfungsfreie
Zugang zu fast ausnahmslos allen Stu-
diengängen an den universitären Hoch-
schulen infrage gestellt.Es ist aber ande-
rerseits nicht abzustreiten,dassmit weni-
ger Unterrichtsstunden in einem Fach
weniger vertieft werden kann. Dieser
Konflikt zwischen Fächerbreite und Fä-
chertiefe ist uralt.Was aus der Sicht der
einzelnen Fachlehrperson bedauerlich
sein mag – weniger Stoff –, muss aber
aus einer fächerübergreifendenGesamt-
bildungssicht – sachkundiger Generalist
– nicht weniger wertvoll sein.

Für die Notwendigkeit maximaler
Wissensvermittlung in allen Fächern
gibt es denn auch keine wissenschaft-
liche Evidenz. Eine Kombination von
vertieftem, wissenschaftspropädeutisch
geleitetem Eindringen in die Tiefe aus-
gewählter Fächer mit Wissen über die
wesentlichen Grundkonzepte der ande-
ren Fächer ist ausreichend. Nur Fach-
spezialist in wenigen Fächern zu sein
und über kein Wissen und Können in
allen anderen Fächern zu verfügen, ge-
nügt hingegen für die gymnasiale Ziel-
erreichung nicht. Auch das Internet
kann fehlendes fachliches Grundwissen
für Problemlösungen nicht ersetzen.

Die Knacknuss der Stoffüberfrach-
tung muss deshalb anders als mit einer

Fächerreduktion angegangen werden
– nämlich durch Konzentration auf die
jeweils zentralen fachlichen Konzepte
und eine entsprechende sorgfältige,
aber auch mutige Lehrplanarbeit. Dazu
ist im Rahmen der laufenden Rahmen-
lehrplan-Revision noch Zeit.

Die Gefahr der Fragmentierung oder
des «Schubladendenkens» muss zudem
über den interdisziplinären Einbezug
transversaler Themen der Gegenwart
wie Nachhaltigkeit und Digitalität sowie
die Stärkung der überfachlichen Kom-
petenzen gebannt werden. Im neuen
Rahmenlehrplan ist genau das vorge-
sehen. Transversalität soll, abgestimmt
auf die Fachkompetenzen der einzelnen
Fächer und auf deren Grundlage, künf-
tig besser gefördert werden als bisher.
Die Revision des Rahmenlehrplans ist
der noch wichtigere Teil der Gesamt-
reform des Gymnasiums als jener der
Reglemente MAV/MAR.

Was wissenschaftlich erwiesen ist,
wurde kürzlich auch anekdotisch tref-
fend veranschaulicht. Ein Bundesrat
muss wohl in umfassendster Weise in
der Lage sein, zur verantwortungsvollen
Lösung anspruchsvollerAufgaben in der
Gesellschaft beitragen zu können. In
einer Diskussionssendung des Schwei-
zer Fernsehens wurde alt Bundesrat
Hans-Rudolf Merz nach den notwendi-
gen Kompetenzen für dieseAufgabe ge-
fragt. Für die Vielfalt der Themen, mit
denen sich ein Bundesrat zu befassen
habe, brauche es ein breites und ver-

netztes Fachwissen, damit er die Spezia-
listen überhaupt führen könne, war die
Antwort. Dabei sei ein Verständnis des
Grundlegenden ausreichend. Er müsse
nicht an den fachlichen Details «schrü-
blä» können. Unbestritten war auch die
ergänzende Bedeutung der überfach-
lichen Kompetenzen.

Zu viele Maturitätsnoten

Durch die Statusänderung von Infor-
matik sowie Wirtschaft und Recht zum
Grundlagenfach würde die minimale
Anzahl der Maturanoten von 13 auf 15
angehoben. Das wird von vielenAkteu-
ren als Verwässerung der Matura ge-
sehen. In Wirklichkeit aber dient die
Berücksichtigung aller Fächer im Matu-
ritätszeugnis im Gegenteil der Er-
höhung von dessen Aussagekraft. Das
Abschlusszeugnis sollte ein Abbild des-
sen sein, welche fachlichen und trans-
versalen Kompetenzen im Hinblick auf
das duale Bildungsziel der persönlichen
Reife für allgemeine Studierfähigkeit
und als vertiefte Gesellschaftsreife wie
gut erworben wurden.

Weil alle Fächer dazu beitragen, sollte
das in der Folge auch aus demAbschluss-
dokument ersichtlich sein. Ein differen-
ziertes Zeugnis erhöht dessen Informa-
tionsgehalt und macht es transparenter.
Auch aus sozialwissenschaftlich-metho-
discher Sicht gilt, dass mehr Indikato-
ren ein abstraktes Kompetenzkonstrukt
besser abbilden als weniger.Das schliesst

ebenso jene Fächer ein, die früher abge-
schlossen werden. Die dort erworbenen
Kompetenzen sind auch am Schluss des
gymnasialen Bildungsgangs immer noch
wesentliche, unterscheidbare Bestand-
teile des Gesamtbündels aller erlangten
Zielkompetenzen. Auch in den Bache-
lor- undMasterstudiengängen der Hoch-
schulen enthalten dieAbschlussdiplome
Bewertungen von bis zu zweieinhalb
Jahre vorher abgeschlossenen Fächern.

Schärfere Bestehensbedingungen

In derVernehmlassungsvorlage wird vor-
geschlagen, dass künftig nicht nur in der
Kombination von Erfahrungs- undMatu-
ritätsprüfungsnoten ein mindestens ge-
nügendes Mittel erreicht werden muss,
sondern die eigentlichen Maturitätsprü-
fungen ebenfalls mit mindestens der Note
4 bestanden sein sollten. Das sei eine un-
nötige Verschärfung, heisst es vielerorts.

Zu den grundsätzlichen Überlegun-
gen für diesenVorschlag gehört, dass mit
denMaturitätsprüfungen nochmals etwas
anderes geprüft wird als mit den Klassen-
zimmerprüfungen, die Grundlage der Er-
fahrungsnoten sind. In denMaturitätsprü-
fungen müssen die Maturandinnen und
Maturanden das beweisen, was sie spä-
ter an der Universität in vielen Studien-
gängen ebenfalls können müssen: sich in
einer beschränkten Zeit auf grosse Prü-
fungen in mehreren Fächern erfolgreich
vorbereiten und dabei gleichzeitig noch-
mals viel dazulernen. Das sind nicht nur
Semester- und Jahresprüfungen, auch die
ganz grossen Abschlussprüfungen sind
weiterhin anzutreffen, so zum Beispiel
im Medizinstudium.

Solche Prüfungen bestehen zu kön-
nen, ist somit unabdingbarer Bestand-
teil der allgemeinen Studierfähigkeit.
Ein ungenügendesMittel an derMaturi-
tätsprüfung ist bereits deshalb eigentlich
inakzeptabel für dieAusstellung des Zu-
gangsausweises für universitäre Studien.
Mit diesem Vorschlag liesse sich auch
das Problem der faktischen Abwah-
len von wichtigen Fächern entschärfen.
«Ich habe die Matura auch ohneVorbe-
reitung bereits im Sack» sollte als Motto
nicht mehr möglich sein.

Alle, die es bis zur Schlussprüfung
geschafft haben und sich seriös auf die
Maturaprüfung vorbereiten, würden
mit Bestimmtheit auch diese Hürde
nehmen. Die Durchfallquoten würden
kaum steigen, aber die Bildungsergeb-
nisse insgesamt würden sich nochmals
verbessern. Und die Maturitätsprüfung
würde für niemanden mehr zum blos-
sen Ritual verkommen. Deshalb wohl
ist auch die Union der Schülerorganisa-
tionen als ausgezeichnete Kennerin der
Wirkungen der gegenwärtigen Beste-
hensbedingungen mit dieser Neuerung
einverstanden.

Franz Eberle ist emeritierter Professor für
Gymnasialpädagogik an der Universität Zürich.

Es braucht eine breitgefächerte Bildung:Deutschstunde an der Kantonsschule Freudenberg in Zürich. CHRISTOPH RUCKSTUHL / NZZ

Der Wolf wird in Liechtenstein vom Nachbarn zum Eindringling
Nach einem Angriff auf eine Schafherde fordert die Landwirtschaft präventive Abschüsse – die Regierung ist dagegen

GÜNTHER MEIER, VADUZ

Wann kommt derWolf auch nach Liech-
tenstein? Diese Frage beschäftigte Bau-
ern wie Politiker, nachdem sich in unmit-
telbarer Nachbarschaft in der Schweiz
mehrereWolfsrudel niedergelassen hat-
ten. Nicht alle Meldungen über Wolfs-
sichtungen, die seither beim Amt für
Umwelt eingegangen waren, konnten
bestätigt werden.Aber als Ende 2020 ein
Wolf gefilmt wurde, der kurz nach Mit-
ternacht mitten durch ein Dorf streunte,
wusste man: DerWolf ist da!

Schon 2019 hatte die Regierung das
«Konzept Wolf Liechtenstein» in enger
Abstimmung mit dem SchweizerWolfs-
konzept erarbeiten lassen. Fachleute
gehen davon aus, dass es in Liechten-
stein aufgrund der Kleinheit des Lan-
des kaum ein Rudel geben werde, aber

mit Kurzbesuchen von einzelnen Tieren
gerechnet werden müsse.

Schärfere Gangart gewünscht

Einen derartigen Streifzug in die liech-
tensteinische Bergwelt unternahm ein
Wolf im vergangenen Sommer. Das Zu-
sammentreffen mit einer Schafherde in
der Nähe von Malbun endete mit dem
Riss von neun Schafen. Betroffenheit
machte sich in der Öffentlichkeit breit,
Verhaltensregeln bei einer allfälligen
Begegnung von Wanderern mit dem
Wolf wurden publiziert und die Frage
nach demAbschuss gestellt.

Forderungen nach Abschüssen er-
teilte die Regierung mit Verweis auf die
Berner Konvention eine Absage. Um-
weltministerin SabineMonauni bezeich-
nete denWolf im Parlament gar als «ein-

heimische Tierart» und «Teil der Bio-
diversität». Der Schaden, den eine der
geschützten Tierarten anrichte, werde
schliesslich vom Staat vergütet, sofern
die zumutbaren Verhütungsmassnah-
men getroffen worden seien.

Schon vor demWolfsriss bei Malbun
hatte die Regierung eine Revision des
Wolfskonzeptes in Auftrag gegeben, das
Anpassungen für Eingriffe in die Wolf-
bestände und den Aufbau von Herden-
schutzmassnahmen vorsieht. Erste Stel-
lungnahmen zum revidierten Konzept
lassen erkennen, dass eine schärfere
Gangart gegenüber demWolf gewünscht
wird. Die Gemeinde Triesenberg, auf
deren Gebiet der Wolf die Schafe geris-
sen hat, forderte zum Schutz von Tier,
Natur und Tourismus ein konsequente-
res Vorgehen gegen das Raubtier. Der
Gemeinderat erachtet es als den falschen

Weg, einenWolf erst zumAbschuss frei-
zugeben, wenn eine gewisse Zahl von
Nutztieren gerissen worden sei.

Gleichbehandlung der Nutztiere

Die Regierung will einen Wolf erst zum
Abschuss freigeben, wenn ein «grosser
Schaden» vorliegt. Der Schwellenwert
soll dabei bei 15 getöteten Nutztieren
innerhalb eines Monats oder bei 25 im
Zeitraum von vier Monaten liegen. Die
von Bauern neu gegründeteVereinigung
zum Schutz der Nutztiere vor Grossraub-
tieren ist damit nicht einverstanden. Sie
fordert, dass ein Wolf sofort erlegt wird,
wenn er ein Nutztier gerissen hat. In
einer Stellungnahme heisst es: «Es ist für
uns unverständlich, weshalb der Land-
wirt sowie derAlphirt zuschauenmüssen,
bis die vorgegebeneAnzahlTiere getötet

oder verletzt wird, damit der Wolf zum
Abschuss zulässig ist.»

Ferner fordert die Vereinigung eine
Gleichbehandlung aller Nutztiere bei
Wolfsrissen. Laut dem überarbeiteten
Konzept soll zwischen Schafen und Zie-
gen sowie grösseren Nutztieren unter-
schieden werden. Während bei Schafen
und Ziegen eine relativ hohe Zahl an
Rissen vorliegen muss, kann eine Bewil-
ligung für denAbschuss einesWolfes be-
reits erteilt werden, wenn zwei Rinder,
Esel, Pferde oder Lamas in einem Zeit-
raum von vier Monaten einemWolf zum
Opfer gefallen sind. Die Bauern erach-
ten die Unterscheidung von grösseren
und kleineren Nutztieren als nicht sinn-
voll. Nach ihrer Forderung sollte jeder
Wolf erlegt werden dürfen, der sich einer
von Wolfsrissen betroffenen Herde auf
eine noch zu definierendeDistanz nähert.


